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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

In der Herbstsession 2022 behandelten National- und Ständerat den ersten Teil des
Nachtrags II zum Voranschlag 2022 im Rahmen einer von der SVP-Fraktion beantragten
ausserordentlichen Session (22.9015). Die ausserordentliche Session war einberufen
worden, nachdem die FinDel den dringlichen Kredit zur Elektrizitätswirtschaft, also den
Nachtragskredit über CHF 4 Mrd. sowie den Verpflichtungskredit über CHF 10 Mrd. für
den Rettungsschirm für die Elektrizitätswirtschaft, gutgeheissen hatte. Da das
Parlament den Verpflichtungskredit in der Zwischenzeit genehmigt hatte und die
übrigen Kredite des Nachtrags II erst zu einem späteren Zeitpunkt behandelt wurden,
wurde in der Herbstsession lediglich über den Nachtragskredit für die
Elektrizitätswirtschaft diskutiert und abgestimmt.

Im Nationalrat legten Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) sowie Jean-Paul Gschwind
(mitte, JU) die Position der Mehrheit der FK-NR dar: Wie im Bundesgesetz über
subsidiäre Finanzhilfen zur Rettung systemkritischer Unternehmen der
Elektrizitätswirtschaft diskutiert worden sei, sei der Kredit zur Sicherstellung der
Elektrizitätsversorgung der Schweiz nötig. Der Kredit selbst war denn auch bei den
meisten Fraktionen nicht umstritten, auch wenn sie sich davon wenig begeistert
zeigten. Drei Minderheiten Egger (svp, SG) wollten jedoch Rahmenbedingungen für die
Kreditvergabe definieren, unter anderem um die Axpo «an die ganz kurze Leine» zu
nehmen, wie Lars Guggisberg (svp, BE) betonte. So sollten erstens die Kantone als
Eigentümerinnen der drei betroffenen Energieunternehmen die Hälfte des Kredits
übernehmen. Da die Kantone während Jahren die Dividenden eingestrichen hätten,
sollten sie jetzt auch für die Risiken aufkommen müssen, verlangte
Minderheitssprecher Egger. Weil bisher keine gründliche Risikoprüfung stattgefunden
habe, verlangte eine zweite Minderheit überdies eine solche. Und schliesslich sollte es
den Unternehmen drittens während der Dauer der Gewährung dieser Darlehen
verboten werden, spekulative Eigenhandelsgeschäfte zu tätigen. So habe eine Studie
entsprechende Handelsgeschäfte der Axpo aufgedeckt, diese seien der Grund für ihre
fehlende Liquidität, argumentierte Mike Egger. Die meisten Kommissions- und
Fraktionssprechenden sprachen sich gegen die Minderheitsanträge aus, zumal diese
bereits bei der Schaffung des entsprechenden Gesetzes abgelehnt worden seien.
Schliesslich erläuterte Finanzminister Maurer den Rahmen des Geschäfts: Die Alpiq
habe im Jahr 2021 beinahe innerhalb von Stunden einen Kredit zur Sicherstellung ihrer
Liquidität benötigt. Anschliessend habe der Bundesrat befürchtet, dass solche Fälle
zukünftig vermehrt auftreten könnten. Da die Kantone nicht innerhalb weniger Tage
solche Beträge bereitstellen könnten, habe man sich mit ihnen geeinigt, dass der Bund
die Zuständigkeit für Axpo, Alpiq und BKW übernehme, während die Kantone für die
übrigen rund sechzig an der Börse gehandelten Stromversorgenden verantwortlich
bleiben. Darüber hinaus sei beispielsweise bezüglich der Axpo eine kantonale Lösung
schwierig zu erreichen, weil diese zuerst die Parlamente der acht Eignerkantone
passieren müsste. Aufgrund der Grösse der drei Unternehmen und der daraus
resultierenden Gefahr eines Dominoeffekts bei Ausfall eines der drei Unternehmen
bestehe überdies nicht nur ein regionales, sondern ein schweizweites Interesse an
ihrem Überleben. Entsprechend sei der erste Antrag der Minderheit Egger abzulehnen.
Auch die anderen beiden Minderheitsanträge beantragte die Regierung zur Ablehnung,
etwa da eine gründliche Risikoprüfung durch externe Fachleute stattgefunden habe.
Der Finanzminister betonte darüber hinaus, dass die drei Unternehmen «nur im
absoluten Notfall auf das Darlehen zurückgreifen» würden, da man die entsprechenden
Bedingungen sehr unvorteilhaft ausgestaltet habe. 
Im Anschluss an die Debatte zum Kredit für den Rettungsschirm schritt der Nationalrat
zur Abstimmung: Mit 137 zu 46 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach er sich für Annahme
des Nachtragskredits aus, wobei die Mehrheit der SVP-Fraktion ablehnend votierte. Die
drei Minderheitsanträge zu den Voraussetzungen für die Darlehensgewährung fanden
nur in der SVP-Fraktion Zustimmung und wurden jeweils mit 134 zu 50 Stimmen
abgelehnt.

Im Ständerat blieb zwei Tage später trotz ausserordentlicher Session eine Diskussion
über den ersten Teil des Nachtrags II aus, es lagen auch keine Minderheitsanträge vor.
Nachdem Johanna Gapany (fdp, FR) und Finanzminister Maurer die Vorlage präsentiert
hatten, nahm die kleine Kammer den Nachtragskredit mit 29 zu 8 Stimmen (bei 5
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Enthaltungen) an. Hier waren die parteipolitischen Fronten jedoch weniger deutlich, so
stammten die ablehnenden Stimmen sowie die Enthaltungen von einzelnen Mitgliedern
der SVP-, der FDP.Liberalen- sowie der Mitte-Fraktion. Die übrigen Kredite des
Nachtrags II zum Voranschlag 2023 wird das Parlament in der Wintersession beraten. 1

In der Differenzbereinigung des Nachtrags Ib zum Voranschlag 2023 blieb nach
etlichem hin und her zum Ende der Sommersession 2023 nur noch eine Differenz
offen: die Frage, ob sowohl der ursprüngliche Nachtragskredit über CHF 139.9 Mio. für
die Bundesasylzentren als auch die Nachmeldung über CHF 132.9 Mio. zur Planung von
Containerdörfern für Asylsuchende gesprochen werden sollen. 

Im Ständerat kritisierte Kommissionssprecherin Gapany (fdp, FR) die durch den
Bundesrat spät und spärlich gelieferten Informationen zu dieser Nachmeldung und
zeigte sich noch immer skeptisch. In Anbetracht der Zustimmung des Nationalrats und
um negative Auswirkungen auf Kantone, Gemeinden, lokale Bevölkerung und
Asylsuchende zu vermeiden, schlug die Kommissionsmehrheit jedoch einen
Kompromiss vor: Statt insgesamt CHF 272.8 Mio. genehmige man CHF 206.4 Mio. – den
Betrag des ursprünglichen Nachtrags plus die Hälfte der Nachmeldung –, wobei der
Bundesrat bis zum Voranschlag 2024 eine Neubewertung des Bedarfs und der
Aufnahmekapazitäten vornehmen solle. Eine Minderheit Würth (mitte, SG) wollte
hingegen am ursprünglichen Entscheid des Ständerats festhalten und die Nachmeldung
ablehnen. Stattdessen sollten die Kantone ihre Zivilschutzanlagen zur Verfügung stellen,
wodurch man genügend Plätze bereitstellen könne. Mit 23 zu 19 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) folgte der Ständerat knapp der Minderheit Würth und hielt somit an
seinem ursprünglichen Beschluss fest. 

In der Folge nahm die FK-NR den von ihrer Schwesterkommission eingebrachten
Kompromissvorschlag über CHF 206.4 Mio. auf, um «dem Ständerat die Hand [zu]
reichen», wie es Kommissionssprecherin Wyss (sp, BS) formulierte. Da die Kantone die
für den Zweck sinnvollen Zivilschutzanlagen selbst «als eiserne Reserve» benötigten,
müsse der Bund selbst zusätzliche Reserven schaffen, argumentierte sie. Eine
Minderheit Schilliger (fdp, LU) beantragte, dem Ständerat zuzustimmen, und der
Minderheitensprecher fasste dazu sämtliche bisher gegen die Schaffung der
Containerdörfer aufgezählten Gründe zusammen: So könnten die Containerdörfer
ohnehin ohne Baubewilligung für drei Jahre erstellt werden, bestünden derzeit 5140
Vollzugspendenzen von abgewiesenen Asylbewerberinnen und Asylbewerbern und gebe
es noch immer ungenutzte Armeeanlagen. Mit 103 zu 76 Stimmen (bei 11 Enthaltungen)
nahm der Nationalrat jedoch den Kompromissvorschlag an. 

Nachdem in der Folge Stände- und Nationalrat an ihren bisherigen Beschlüssen
festgehalten hatten, musste eine Einigungskonferenz einberufen werden, die sich für
den nationalrätlichen Kompromissvorschlag aussprach. Dieser Antrag war jedoch im
Ständerat nicht erfolgreich: Mit 23 zu 19 Stimmen (bei 1 Enthaltung) lehnte die kleine
Kammer den Antrag der Einigungskonferenz und damit die Nachmeldung zum Nachtrag
endgültig ab. Somit sprachen die Räte nur die im Nachtrag Ib vorgeschlagenen CHF
139.9 Mio. für die Bundesasylzentren, nicht aber einen Zusatzbetrag für allfällige
Containerbauten. 2
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2) AB NR, 2023, S. 1182 ff; AB NR, 2023, S. 1316 ff.; AB SR, 2023, S. 474 ff.; AB SR, 2023, S. 573 ff.; AB SR, 2023, S. 633 ff.
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